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Sehr geehrte Damen und Herren!  

Heute lesen Sie im Newsletter des Finanzgerichts Münster u.a. Entscheidungen 

zur Aufteilung von Abbruchkosten und zur Hinzurechnung eines Kirchensteuer-

Erstattungsüberhangs.  

 

 
 

 

Aktuelle 

Entscheidungen 
 

 

 

Abbruchkosten und Restwert sind nach räumlicher und zeitlicher Nutzung 

des abgebrochenen Objekts aufzuteilen   

Der 4. Senat des Finanzgerichts Münster hat mit Urteil vom 21. August 2020 (Az. 

4 K 855/19 E) entschieden, dass Abbruchkosten und Restwert eines zuvor 

zeitweise vollständig fremdvermieteten und zeitweise teilweise selbst genutzten 

Gebäudes sowohl nach dem räumlichen als auch nach dem zeitlichen 

Nutzungsumfang aufzuteilen sind.  

Die Klägerin erwarb im Dezember 2011 einen Bungalow, den sie zunächst 

vollständig vermietete. Nach dem Tod der Mieterin vermietete sie ab dem 

1.9.2014 lediglich einen Teil des Objekts an eine neue Mieterin. Zwei Kellerräume 

überließ ihr Ehemann an eine AG, deren Vorstandsvorsitzender er war. Nachdem 

die Klägerin einen Kostenvoranschlag für ein Gebäudeabbruch eingeholt hatte, 

kündigte sie den Mietvertrag zum 31.10.2016. Die AG räumte die Kellerräume im 

Januar 2017 und der Abbruch erfolgte im März 2017. In der Folgezeit errichtete 

http://www.fg-muenster.nrw.de/
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2020/4_K_855_19_E_Urteil_20200821.html


die Klägerin ein Mehrparteienhaus, das sie ausschließlich zur Einkünfteerzielung 

nutzte. 

Die Klägerin machte den Restwert des Gebäudes, des Inventars sowie die 

Abbruchkosten im Streitjahr 2017 in vollem Umfang als Werbungskosten bei den 

Einkünften aus Vermietung und Verpachtung geltend. Das Finanzamt kürzte den 

Werbungskostenabzug um den Anteil der nicht mitvermieteten Kellerräume. 

Die Klage hatte Erfolg. Der 4. Senat des Finanzgerichts Münster hat zunächst 

ausgeführt, dass dem Grunde nach neben den Abbruchkosten auch die 

Restwerte im Wege einer technischen oder wirtschaftlichen Abnutzung als 

Werbungskosten abzugsfähig seien. Sie seien vorrangig durch die bisherige 

Nutzung des Objekts veranlasst, weil es nicht in Abbruchabsicht erworben worden 

sei und auch noch kein vollständiger Verbrauch der Substanz eingetreten sei. 

Die Aufteilung sei allerdings sowohl zeitanteilig als auch nach der Art der Nutzung 

flächenanteilig vorzunehmen. Maßgeblich sei die gesamte Nutzungsdauer des 

Objekts seit der Anschaffung durch die Klägerin von 57 Monaten. Hiervon 

entfielen 31 Monate auf eine vollständige Vermietung und die übrigen 26 Monate 

auf eine flächenmäßig anteilige Vermietung zu 78,4 %. Dies führe zu einer 

privaten Veranlassung des Abbruchs von 9,8 %. Nach den allgemeinen 

Grundsätzen zum Veranlassungsprinzip sei eine Veranlassung von unter 10 % 

steuerlich unerheblich. Dementsprechend seien die Kosten in vollem Umfang 

abzugsfähig. 

Der Senat hat die Revision zum Bundesfinanzhof zuzulassen.   

 

Zurechnung des Kirchensteuer-Erstattungsüberhangs auch bei fehlender 

steuerlicher Auswirkung in früheren Jahren  

Mit Urteil vom 7. Juli 2020 (Az. 6 K 2090/17 E) hat der 6. Senat des Finanzgerichts 

Münster entschieden, dass ein Kirchensteuer-Erstattungsüberhang auch insoweit 

dem Gesamtbetrag der Einkünfte nach § 10 Abs. 4b Satz 3 EStG hinzuzurechnen 

ist, als sich die Kirchensteuer im Zahlungsjahr wegen eines negativen zu 

versteuernden Einkommens nicht ausgewirkt hat. 

Die gemeinsam zur Einkommensteuer veranlagten Kläger zahlten im Jahr 2014 

hohe Kirchensteuern für 2013, die zu einem erheblichen Teil auf einen 

Veräußerungsgewinn nach § 17 EStG entfielen. Für 2014 wirkten sich die 

Zahlungen nicht in vollem Umfang auf den Sonderausgabenabzug aus, weil der 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2020/6_K_2090_17_E_Urteil_20200707.html


Gesamtbetrag der Einkünfte niedriger war als die Kirchensteuern. Im Streitjahr 

2015 waren die Erstattungen der in 2014 gezahlten Kirchensteuern höher als die 

in 2015 gezahlten Kirchensteuern. Den Erstattungsüberhang rechnete das 

Finanzamt nach § 10 Abs. 4b Satz 3 EStG dem Gesamtbetrag der Einkünfte 

hinzu. 

Hiergegen wandten die Kläger ein, dass solche Kirchensteuern, die sich 

steuerlich nicht ausgewirkt hatten, nach dem Zweck des Gesetzes nicht 

hinzugerechnet werden dürften. Die Vorschrift sei insoweit teleologisch zu 

reduzieren, hilfsweise verfassungskonform auszulegen. 

Der 6. Senat des Finanzgerichts Münster hat die Klage abgewiesen. Unstreitig 

liege ein nach dem Gesetzeswortlaut hinzuzurechnender Kirchensteuer-

Erstattungsüberhang vor. Eine Korrektur im Wege der teleologischen Reduktion 

komme nicht in Betracht. Das Gesetz verfolge den Zweck, den Steuervollzug 

dadurch zu vereinfachen, dass Steuerfestsetzungen für frühere Jahre nicht 

wieder aufgerollt werden. Von diesem Zweck sei es nicht gedeckt, dass zunächst 

geprüft werden müsse, ob sich die Kirchensteuern in früheren Jahren ausgewirkt 

haben oder nicht. 

Verfassungsrechtliche Bedenken im Hinblick auf den allgemeinen Gleichheitssatz 

nach Art. 3 Abs. 1 GG bestünden ebenfalls nicht. Zwar liege im Streitfall eine 

Ungleichbehandlung der Kläger im Vergleich zu solchen Steuerpflichtigen vor, die 

nur über regelmäßige, nicht stark schwankende Einkünfte verfügen. Diese 

Ungleichbehandlung sei allerdings gerechtfertigt. Dies folge zum einen daraus, 

dass das Ausmaß der Benachteiligung dadurch abgemildert werde, dass die 

Kirchensteuerzahlungen im Jahr 2014 zu einer erheblichen Steuerersparnis, 

nämlich zur Festsetzung der Einkommensteuer auf 0,- €, geführt hätten und dass 

die für das Streitjahr 2015 neu festgesetzten Kirchensteuern im Zahlungsjahr 

wieder als Sonderausgabe zu berücksichtigen seien. Zum anderen sei zu 

berücksichtigen, dass die Kirchensteuerzahlungen im Jahr 2014 auf einem nach 

dem Teileinkünfteverfahren teilweise steuerfreien Gewinn na ch § 17 EStG 

beruhten. Zudem hätten den Klägern steuerliche Gestaltungsmöglichkeiten zur 

Verfügung gestanden, mit denen das belastende Ergebnis hätte verhindert oder 

zumindest abgemildert werden können, indem sie bereits im Jahr 2013 

Kirchensteuer-Vorauszahlungen geleistet hätten. An die Rechtfertigungsgründe 



seien keine hohen Anforderungen zu stellen, weil es sich bei § 10 Abs. 4b Satz 3 

EStG um eine zulässige Typisierung zur Vereinfachung des Steuervollzugs 

handele. 

 

Wohnungseinrichtung ist nicht in den Spekulationsgewinn einzubeziehen  

Beim Verkauf einer Ferienwohnung ist das mitverkaufte Inventar nicht der 

Besteuerung als privates Veräußerungsgeschäft zu unterwerfen. Dies hat der 5. 

Senat des Finanzgerichts Münster mit Urteil vom 3. August 2020 (Az. 5 K 2493/18 

E) entschieden. 

Der Kläger erwarb im Jahr 2013 eine Ferienwohnung, die er ab 2014 über eine 

Agentur vermietete. Im Streitjahr 2016 veräußerte er die Ferienwohnung, wobei 

im Kaufvertrag ein Anteil von 45.000 € für das Zubehör veranschlagt wurde. 

Das Finanzamt erfasste für 2016 einen steuerpflichtigen Veräußerungsgewinn 

nach § 23 EStG, in den es den Teilbetrag von 45.000 € einbezog. Auch insoweit 

sei gemäß § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 4 EStG eine zehnjährige Frist 

anzusetzen, weil mit dem Inventar Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung 

erzielt worden seien. Hiergegen wandte der Kläger ein, dass es sich bei dem 

Inventar um Gegenstände des täglichen Gebrauchs handele, die nach § 23 Abs. 

1 Satz 1 Nr. 2 Satz 2 EStG nicht der Besteuerung unterlägen. 

Die hiergegen erhobene Klage hatte in Bezug auf das Inventar Erfolg. Das Gericht 

hat ausgeführt, dass hinsichtlich des Inventars insgesamt keine Steuerpflicht 

vorliege. § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 4 schaffe keinen eigenständigen 

Besteuerungstatbestand, sondern bewirke nur eine Verlängerung der 

Spekulationsfrist von bestimmten Wirtschaftsgütern von einem Jahr auf zehn 

Jahre. Satz 2 der Norm nehme allerdings Gegenstände des täglichen Gebrauchs 

insgesamt von der Besteuerung aus. Um solche Gegenstände handele es sich 

bei Wohnungseinrichtungsgegenständen, weil diese typischerweise kein 

Wertsteigerungspotenzial hätten.  

 

Beginn der Liquidation führt nicht zwingend zur Ausbuchung einer 

Forderung  

Der 10. Senat des Finanzgerichts Münster hat mit Urteil vom 23. Juli 2020 (Az. 

10 K 2222/19 K,G) entschieden, dass eine GmbH eine Verbindlichkeit gegenüber 

ihrer Alleingesellschafterin nicht allein deshalb gewinnerhöhend ausbuchen 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2020/5_K_2493_18_E_Urteil_20200803.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2020/5_K_2493_18_E_Urteil_20200803.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2020/10_K_2222_19_K_G_Urteil_20200723.html


muss, weil sie ihren aktiven Geschäftsbetrieb eingestellt hat und in die 

Liquidationsphase eingetreten ist. 

Die Klägerin, eine GmbH, betrieb eine Gaststätte und einen Partyservice. Das 

Betriebsgrundstück erhielt sie von ihrer Alleingesellschafterin im Rahmen einer 

Betriebsaufspaltung zur Nutzung überlassen. Im Streitjahr 2016 stellte die 

Klägerin ihren aktiven Geschäftsbetrieb ein, veräußerte das Inventar und zeigte 

ihre Liquidation beim Finanzamt an. Zum 31.12.2016 bestand noch eine 

Verbindlichkeit der GmbH gegenüber ihrer Gesellschafterin.  

Das Finanzamt war der Auffassung, dass die Klägerin diese Verbindlichkeit im 

Streitjahr 2016 gewinnerhöhend ausbuchen müsse, da sie mit einer 

Inanspruchnahme nach Verkauf des Aktivvermögens und Einstellung des 

Geschäftsbetriebs nicht mehr ernsthaft rechnen könne. Die Alleingesellschafterin 

habe im Besitzunternehmen korrespondierend eine Forderungsabschreibung 

vorgenommen. 

Die hiergegen erhobene Klage hatte Erfolg. Die Klägerin sei – so der 10. Senat 

des Finanzgerichts Münster - weiterhin verpflichtet, die Verbindlichkeit zu 

passivieren. Ein Verzicht sei durch ihre Alleingesellschafterin als Gläubigerin der 

Forderung weder ausdrücklich erklärt worden, noch aufgrund der Liquidation 

konkludent anzunehmen. Eine Inanspruchnahme sei auch weiterhin 

wahrscheinlich. Hierfür sei der Umstand, dass die Klägerin ihren aktiven 

Geschäftsbetrieb eingestellt und ihr gesamtes Inventar veräußert hat, 

unmaßgeblich. Die Begleichung der Forderung könne auch durch Aufnahme 

eines Bankdarlehens, durch Einlage oder im Rahmen einer Nachtragsliquidation 

erfolgen. Die Forderung sei auch nicht mit einer Einrede, etwa die der Verjährung, 

behaftet. Unerheblich sei schließlich, ob eine Verbindlichkeit einer GmbH 

gegenüber ihrem Gesellschafter im Rahmen der Liquidationsschlussbilanz 

weiterhin auszuweisen sei, da die Liquidation noch nicht abgeschlossen sei. Die 

Abschreibung der Forderung im Besitzunternehmen der Gesellschafterin sei 

ebenfalls unerheblich, da keine allgemeine Pflicht zu korrespondierenden 

Bilanzierung im Rahmen einer Betriebsaufspaltung bestehe.    

 

 

 

 

Weitere 

Entscheidungen 

im Überblick 

 

 



 

Einkommensteuer 

Findet § 6 Abs. 5 Satz 6 EStG auch auf solche zuvor zu Buchwerten in eine 

Personengesellschaft eingebrachten Wirtschaftsgüter Anwendung, die 

innerhalb von sieben Jahren aufgrund eines voll entgeltlichen 

Beteiligungserwerbs auf ein Körperschaftsteuersubjekt übergehen? (Urteil 

vom 24. Juni 2020, Az. 13 K 3029/18 F)  

Körperschaftsteuer 

Führt ein Vertrag, mit dem ein GmbH-Gesellschafter einem Dritten 

Gewinnbezugs- und Stimmrechte abtritt, zum Nahestehen des Dritten 

aufgrund eines faktischen Treuhandverhältnisses? (Urteil vom 24. Juni 2020, 

Az. 13 K 2542/17 K,G)   

Umsatzsteuer  

Zur Frage, unter welchen Voraussetzungen die während der vorläufigen 

Eigenverwaltung begründeten Umsatzsteuerverbindlichkeiten als 

Masseverbindlichkeiten anzusehen sind (Urteil vom 13. August 2020, Az. 5 K 

96/17 U) 

Zur Steuerpflicht der Geschäftsführer-Überlassung durch eine 

gemeinnützige Körperschaft an Trägervereine Offener Ganztagsschulen 

(Urteil vom 15. Juli 2019, Az. 5 K 460/17 U; Rev. BFH V R 21/20) 

Kann die Organtochter für von der Organmutter bezogene Eintrittskarten 

als Reisevorleistungen die Margenbesteuerung in Anspruch nehmen und 

unterliegen Umsätze eines Freizeitparks dem ermäßigten Steuersatz? (Urteil 

vom 13. August 2020, Az. 5 K 1228/18 U)    

Kindergeld 

Stellt ein sechsmonatiges Bildungsprogramm zur Berufsvorbereitung eine 

Berufsausbildung dar? (Urteil vom 26. August 2020, Az. 13 K 3282/19 Kg) 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2020/13_K_3029_18_F_Urteil_20200624.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2020/13_K_2542_17_K_G_Urteil_20200624.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2020/5_K_96_17_U_Urteil_20200813.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2020/5_K_96_17_U_Urteil_20200813.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2019/5_K_460_17_U_Urteil_20190715.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2020/5_K_1228_18_U_Urteil_20200813.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2020/13_K_3282_19_Kg_Urteil_20200826.html


 

  

 

 

 

 

 

Impressum 

Herausgegeben vom Präsidenten des Finanzgerichts Münster 

Redaktion: RaFG Dr. Jan-Hendrik Kister, Warendorfer Straße 70, 48145 Münster, 

Tel. 0251/3784-162, Telefax 0251/3784-201, E-Mail: jan-hendrik.kister@fg-

muenster.nrw.de 

Web: www.fg-muenster.nrw.de 

Der Newsletter des Finanzgerichts Münster erscheint regelmäßig zum 15. eines 

Monats. Sie haben jederzeit die Möglichkeit, den Newsletter über folgenden 

Abmeldelink wieder abzubestellen. Den Volltext der Entscheidungen des 

Finanzgerichts Münster und der anderen Gerichte Nordrhein-Westfalens finden 

Sie in der Rechtsprechungsdatenbank NRW-Entscheidungen. Auf der Homepage 

des Finanzgerichts Münster sind die anhängigen Revisionsverfahren gegen 

Entscheidungen des Finanzgerichts Münster aufgelistet, die ab 1. Januar 2013 

veröffentlicht wurden. Volltexte der Entscheidungen des Bundesfinanzhofs, auf 

die verwiesen wird, sind auf der gerichtseigenen Rechtsprechungsdatenbank des 

Bundesfinanzhofs abrufbar. Die Entscheidungen werden nur zur nicht 

gewerblichen Nutzung kostenfrei zur Verfügung gestellt (§ 11 Abs. 2 S 

2 JVKostG). Informationen für Interessenten einer gewerblichen Nutzung werden 

hier bereitgestellt. 
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